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45. 
Gesetz 

über die Errichtung eines Gesundheitsfonds für das Land Vorarlberg 
(Landesgesundheitsfondsgesetz – LGFG) 

 
Der Landtag hat beschlossen: 
 

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen 

 
§ 1 

Landesgesundheitsfonds 

(1) Für das Land Vorarlberg wird ein Fonds mit 
Rechtspersönlichkeit und Sitz in Bregenz einge-
richtet (Landesgesundheitsfonds). 

(2) Der Landesgesundheitsfonds ist im Rahmen 
dieses Gesetzes zur Finanzierung der Fondskran-
kenanstalten sowie zur gesamthaften Planung und 
Steuerung aller Bereiche des Gesundheitswesens in 
Vorarlberg unter Berücksichtigung gesamtwirt-
schaftlicher Auswirkungen bestimmt. 

(3) Das Land und der Landesgesundheitsfonds 
haben sich bei ihren Maßnahmen an Public Health 
Grundsätzen zu orientieren. Dazu zählen insbeson-
dere: 
a) Orientierung an einem umfassenden Gesund-

heitsbegriff; 
b) systematische Gesundheitsberichterstattung; 
c) Weiterentwicklung der Organisation und der 

Aufgaben des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD); 

d) Versorgungsforschung, um bedarfsorientierte 
Planung, Entwicklung und Evaluation zu ge-
währleisten; 

e) Stärkung der Interdisziplinarität in der Versor-
gung sowie in der Forschung und Entwicklung 
mit der Zielsetzung, die Gesundheit für alle zu 
verbessern und die gesundheitlichen Ungleich-
heiten zu verringern. 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Gesetzes sind: 
a) Fondskrankenanstalten: 

1. Öffentliche Krankenanstalten gemäß § 3 lit. a 
und b des Spitalgesetzes mit Ausnahme der 
Pflegeabteilungen für Psychiatrie sowie 

2. private Krankenanstalten gemäß § 3 lit. a 
des Spitalgesetzes, die als gemeinnützig gel-
ten, 

soweit diese Krankenanstalten am 31. Dezem-
ber 1996 Zuschüsse des Krankenanstalten-Zu-
sammenarbeitsfonds erhalten haben; 

b) Angelegenheiten des intramuralen Bereiches: 
Angelegenheiten, in denen die alleinige Zustän-
digkeit des Landes besteht, einschließlich An-
gelegenheiten des Landesgesundheitsfonds zur 
Durchführung der Finanzierung der Fondskran-
kenanstalten; 

c) Angelegenheiten des extramuralen Bereiches: 
Angelegenheiten, in denen die alleinige Zustän-
digkeit der Sozialversicherungsträger besteht; 

d) ambulanter Bereich: die ambulante Gesund-
heitsversorgung in Spitalsambulanzen, selbst-
ständigen Ambulatorien und im niedergelasse-
nen Bereich (insbesondere ärztliche Hilfe und 
gleichgestellte Leistungen im Sinne des Sozial-
versicherungsrechts); 

e) „best point of service“: jene Stelle, an der die 
kurative Versorgung zum richtigen Zeitpunkt, 
am richtigen Ort, mit optimaler medizinischer 
und pflegerischer Qualität und gesamtwirtschaft-
lich möglichst kostengünstig erfolgt. 
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§ 3 
Aufgaben des Landesgesundheitsfonds 

Der Landesgesundheitsfonds hat Aufgaben in 
folgenden Bereichen: 
a) Angelegenheiten als Fonds; 
b) Allgemeine gesundheitspolitische Angelegen-

heiten; 
c) Angelegenheiten der Zielsteuerung. 

 
§ 4 

Aufgaben in den Angelegenheiten  
als Fonds 

Der Landesgesundheitsfonds hat in den Ange-
legenheiten als Fonds folgende Aufgaben: 
a) die Erlassung von Richtlinien über das in Vor-

arlberg anzuwendende leistungsorientierte Kran-
kenanstaltenfinanzierungssystem sowie zur Ab-
geltung ambulanter Leistungen in Fondskran-
kenanstalten; 

b) die Erlassung von Richtlinien über die Gewäh-
rung finanzieller Zuwendungen aus Fondsmit-
teln bei Investitionsvorhaben der Fondskran-
kenanstalten; 

c) die Zustimmung zu Investitionsvorhaben der 
Fondskrankenanstalten, die Gewährung von 
Zuschüssen für Investitionen in Fondskranken-
anstalten und die Kürzungen der leistungsorien-
tierten Zahlungen nach § 47 Abs. 2; 

d) die Festsetzung eines Gesamtbetrages für die 
Finanzierung von Planungen im intramuralen 
Bereich sowie für Strukturreformen zur Entlas-
tung der Fondskrankenanstalten und Entschei-
dung über die Verwendung dieser Mittel; 

e) die Erstellung des Voranschlages und des Rech-
nungsabschlusses des Landesgesundheitsfonds; 

f) die Gewährung von leistungsorientierten Zah-
lungen an Fondskrankenanstalten für die Be-
handlung jener Patienten und Patientinnen, für 
die eine Leistungspflicht der Sozialversiche-
rungsträger besteht; 

g) die Überwachung der Einhaltung des Regionalen 
Strukturplanes Gesundheit für Krankenanstal-
ten, der Strukturqualitätskriterien und der Do-
kumentationsverpflichtungen in Fondkranken-
anstalten sowie die Setzung von Maßnahmen 
bei Verstößen dagegen (Sanktionsmechanismus); 

h) die Abrechnung der Kosten für die Erbringung 
von Leistungen der Fondskrankenanstalten für 
ausländische Patienten und Patientinnen auf-
grund zwischenstaatlicher Übereinkommen oder 
des Rechtes der Europäischen Union; 

i) der Austausch der Daten der Leistungserbrin-
gung zwischen den Fondskrankenanstalten und 
den Trägern der Sozialversicherung, soweit 
dies zur Erfüllung der jeweiligen gesetzlichen 
Aufgaben erforderlich ist; 

j) Mitwirkung in Verfahren nach Maßgabe des 
Spitalgesetzes. 

§ 5 
Aufgaben in den allgemeinen gesundheits- 

politischen Angelegenheiten 

Der Landesgesundheitsfonds hat in den allge-
meinen gesundheitspolitischen Angelegenheiten fol-
gende Aufgaben: 
a) (Weiter-)Entwicklung der Gesundheitsziele (inkl. 

Strategien zur Umsetzung) auf Landesebene; 
b) Grundsätze der Umsetzung von Qualitätsvor-

gaben für die Erbringung von intra- und extra-
muralen Gesundheitsleistungen; 

c) Grundsätze der Umsetzung von Vorgaben zum 
Nahtstellenmanagement; 

d) Mitwirkung am Auf- und Ausbau der für das 
Gesundheitswesen maßgeblichen Informations- 
und Kommunikationstechnologien (wie ELGA, 
eCard, Telehealth, Telecare) auf Landesebene; 

e) Umsetzung von Projekten zur Gesundheitsför-
derung; 

f) Evaluierung der von der Gesundheitsplattform 
auf Landesebene wahrgenommenen Aufgaben. 

 
§ 6 

Aufgaben in den Angelegenheiten  
der Zielsteuerung 

Der Landesgesundheitsfonds hat in den Ange-
legenheiten der Zielsteuerung folgende Aufgaben: 
a) Beratung über einen Entwurf für den Landes-

Zielsteuerungsvertrag und Empfehlung zu sei-
nem Abschluss; 

b) Koordination, Abstimmungen und Festlegun-
gen aller aus dem Landes-Zielsteuerungsvertrag 
inkl. Finanzrahmenvertrag resultierenden Auf-
gaben; 

c) Erstellung von Jahresarbeitsprogrammen für 
Maßnahmen auf Landesebene zur konkreten 
Umsetzung des Landes-Zielsteuerungsvertrags; 
Jahresarbeitsprogramme sind spätestens bis zum 
Ende des Vorjahres zu erstellen; 

d) Mitwirkung am bundesweiten Monitoring und 
Behandlung des Monitoringberichts; 

e) Wahrnehmung von Agenden zum Sanktions-
mechanismus gemäß dem 3. Unterabschnitt des 
3. Abschnittes; 

f) Umsetzung der Regelungen für vertragliche und 
gemeinsam von Sozialversicherung und Län-
dern zu verantwortende sektorenübergreifende 
Finanzierungs- und Verrechnungsmechanismen 
auf Landesebene (z.B. Spitalsambulanzen, Grup-
penpraxen und niedergelassene Fachärztinnen/ 
Fachärzte, tagesklinische Versorgung, innovati-
ve Versorgungsformen etc.); Umsetzung von 
vereinbarten innovativen Modellen zur sekto-
renübergreifenden Finanzierung des ambulan-
ten Bereichs; 

g) Angelegenheiten des Regionalen Strukturplans 
Gesundheit gemäß den Art. 3 und 4 der Verein-
barung gemäß Art. 15a B-VG über die Organisa-
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tion und Finanzierung des Gesundheitswesens; 

h) Angelegenheiten der Großgeräte intra- und ex-
tramural; 

i) Erstellung einer Strategie zur Gesundheitsför-
derung; 

j) Entscheidung über die Verwendung der Mittel 
aus dem Gesundheitsförderungsfonds, wobei 
die Grundsätze und Ziele zu berücksichtigen 
sind, die von der Bundes-Zielsteuerungskom-
mission dafür beschlossen worden sind; 

k) Mitwirkung bei der Umsetzung von Qualitäts-
vorgaben für die Erbringung von intra- und 
extramuralen Gesundheitsleistungen; 

l) Umsetzung von Vorgaben zum Nahtstellen-
management; 

m) Evaluierung der von der Landes-Zielsteuerungs-
kommission wahrgenommenen Aufgaben. 

 
§ 7 

Grundsätze für die Aufgabenerfüllung 

(1) Der Landesgesundheitsfonds hat bei der Er-
füllung seiner Aufgaben darauf zu achten, dass  
a) eine qualitativ hochwertige, effektive und effi-

ziente, allen frei zugängliche und gleichwertige 
Gesundheitsversorgung sichergestellt wird;  

b) die Finanzierbarkeit des Gesundheitswesens un-
ter Einhaltung der Finanzrahmenverträge abge-
sichert wird; und 

c) die Festlegungen der Bundesgesundheitsagentur 
sowie die Festlegungen im Bundes-Zielsteue-
rungsvertrag und im Landes-Zielsteuerungsver-
trag eingehalten werden. 
(2) Im Falle eines vertragslosen Zustands mit 

den Vertragspartnern hat der Landesgesundheits-
fonds daran mitzuwirken, schwerwiegende Folgen 
für die Bevölkerung zu vermeiden. Dabei ist auch 
eine Einigung darüber anzustreben, welche Entgel-
te die Sozialversicherungsträger bei Mehrleistun-
gen der Krankenanstalten an den Landesgesund-
heitsfonds zu bezahlen haben. Die Entgelte dürfen 
das Ausmaß der von den Sozialversicherungsträ-
gern ersparten Arztkosten nicht überschreiten. 

(3) Im Bereich der Zielsteuerung-Gesundheit 
sind folgende Prinzipien zu befolgen: 
a) die Forcierung der Gesundheitsförderung und 

Prävention; 
b) im Krankheitsfall die kurative Versorgung am 

„best point of service“; 
c) die verbindliche Zusage zur aktiven Zusammen-

arbeit und wechselseitigen Unterstützung zwi-
schen Bund, Ländern und Sozialversicherung 
bei der Umsetzung der gemeinsam vereinbarten 
Ziele; 

d) die patientenorientierte Qualität im Gesundheits-
wesen hat der Steigerung der Effektivität und 
Effizienz der Gesundheitsversorgung zu dienen; 

e) die für die Zielsteuerung einschließlich der in-
tegrierten Planung notwendigen Daten sind für 

alle Sektoren in entsprechend aufbereiteter und 
nachvollziehbarer Form verfügbar zu machen. 
(4) Zur Verwirklichung der im Abs. 3 angeführ-

ten Prinzipien sind im Rahmen der Zielsteuerung-
Gesundheit insbesondere folgende Ziele umzusetzen: 
a) Zielgerichtete Gesundheitsförderung und Prä-

vention, Stärkung von evidenzbasierter Früh-
erkennung und Frühintervention; 

b) Zugang zu und Verfügbarkeit von allen not-
wendigen Leistungen verbessern; 

c) Leistungsangebot in allen Sektoren aufeinander 
abstimmen, patienten- und bedarfsorientiert ge-
stalten und dabei Parallelstrukturen verhindern 
bzw. abbauen; 

d) hohe Behandlungsqualität sicherstellen und 
transparenter machen; 

e) Behandlungsprozesse insbesondere durch die 
Behebung von Organisations- und Kommuni-
kationsdefiziten verbessern; 

f) routinemäßige Messung der Versorgungseffek-
tivität intensivieren; 

g) Finanzierungs- und Honorierungssysteme stär-
ker am Versorgungsbedarf ausrichten; 

h) auf allen Versorgungsebenen ist der Einrich-
tung von multiprofessionellen und integrativen 
Versorgungsformen Vorrang gegenüber Einzel-
leistungserbringern zu geben. 
(5) Zur Verfolgung der im Abs. 4 angeführten 

gemeinsamen Ziele sind im Rahmen der Zielsteue-
rung-Gesundheit jedenfalls folgende Handlungs-
felder zu bearbeiten: 
a) Die „best points of service” sind mittels Ver-

sorgungsaufträgen zu definieren und die richti-
gen Anlauf- und Weiterbehandlungsstellen sind 
transparent zu machen; die Finanzierung ist 
sektorenübergreifend an Leistungsverschiebun-
gen anzupassen; 

b) der stationäre Bereich in den Akutkranken-
anstalten ist durch medizinisch und gesamtwirt-
schaftlich begründete Verlagerung von Leistun-
gen in den tagesklinischen oder ambulanten Be-
reich zu entlasten; die Leistungserbringung ist 
insbesondere im ambulanten Bereich bedarfs-
gerecht weiter zu entwickeln und hinsichtlich 
der Leistungsangebote (Spitalsambulanzen, 
selbstständige Ambulatorien sowie niedergelas-
sener Bereich) aufeinander abzustimmen und 
festzulegen; darüber hinaus sind auf der Grund-
lage von objektiven Kosten- und Nutzenbewer-
tungen unter Berücksichtigung bestehender Aus-
lastungen Leistungsverlagerungen in Richtung 
effizienterer Strukturalternativen vorzunehmen 
und ineffiziente Strukturen zu reduzieren; Pa-
rallelstrukturen – vor allem eine ambulante Fach-
arztversorgung im niedergelassenen und spitals-
ambulanten Bereich – sind abzubauen; 

c) der Bereich der Primärversorgung („Primary 
Health Care“) ist nach internationalem Vorbild 
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auch im niedergelassenen Bereich zu stärken; 
d) für ausgewählte Krankheitsbilder sind am Pa-

tientenbedarf orientierte Versorgungsstandards 
zu definieren; 

e) zur Verbesserung der Versorgungsprozesse, ins-
besondere bei chronischen Erkrankungen, sind 
Disease Management Programme zu entwickeln 
und umzusetzen, interdisziplinäre und multi-
professionelle Zusammenarbeitsformen auszu-
bauen sowie Behandlungsprozesse zu definie-
ren; 

f) ein umfassendes, vergleichbares, systematisches 
und standardisiertes Qualitätsmanagement (mit 
umfassender Messung der Ergebnisqualität) ist 
sowohl im intramuralen als auch im extramura-
len Bereich aufzubauen; 

g) Finanzierungs- und Honorierungssysteme sind 
so zu gestalten, dass die Ziele der Zielsteue-
rung-Gesundheit (insbesondere Versorgung am 
„best point of service“) unterstützt werden. 
 

2. Abschnitt 
Organisation des Landesgesundheitsfonds 

 
1. Unterabschnitt 

Allgemeines 
 

§ 8 
Organe des Landesgesundheitsfonds 

(1) Organe des Landesgesundheitsfonds sind: 
a) die Gesundheitsplattform; 
b) die Landes-Zielsteuerungskommission; 
c) die Geschäftsführung. 

(2) Die Gesundheitsplattform kann beschließen, 
dass eine Gesundheitskonferenz als zusätzliches 
Organ eingerichtet wird, in dem die wesentlichen 
Akteure des Gesundheitswesens in Vorarlberg ver-
treten sind. Der Vorsitz obliegt dem für das Kran-
kenanstaltenrecht zuständigen Mitglied der Landes-
regierung. 

(3) Für die Mitgliedschaft in den Organen ge-
bührt keine Vergütung durch den Landesgesund-
heitsfonds; der § 28 Abs. 4 bleibt unberührt. 

 
§ 9 

Vetorecht des Bundes 

(1) Das Mitglied, das vom Bund in die Gesund-
heitsplattform oder in die Landes-Zielsteuerungs-
kommission entsendet wird, hat ein Vetorecht gegen 
Beschlüsse, die gegen folgende Vorschriften ver-
stoßen: 
a) Gesetze und Verordnungen; 
b) die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG Ziel-

steuerung-Gesundheit; 
c) die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über 

die Organisation und Finanzierung des Gesund-
heitswesens; 

d) den Bundes-Zielsteuerungsvertrag oder  

e) Beschlüsse der Organe der Bundesgesundheits-
agentur. 
(2) Wenn das vom Bund entsandte Mitglied an 

der Teilnahme an der Sitzung verhindert ist, kann 
es sein Vetorecht unter Angabe einer Begründung 
binnen einer Woche nach Kenntnis des Beschlus-
ses schriftlich einbringen. 

 
2. Unterabschnitt 

Gesundheitsplattform 
 

§ 10 
Mitglieder der Gesundheitsplattform 

(1) Die Gesundheitsplattform besteht – vorbe-
haltlich des Abs. 6 – aus 17 Mitgliedern. 

(2) Der Gesundheitsplattform gehören an: 
a) fünf Mitglieder für das Land; 
b) fünf Mitglieder für die Träger der Sozialversi-

cherung; 
c) ein Mitglied, das vom Bund entsendet wird; 
d) ein Mitglied, das vom Hauptverband der öster-

reichischen Sozialversicherungsträger entsendet 
wird; 

e) ein Mitglied, das von der Ärztekammer entsen-
det wird; 

f) zwei Mitglieder, die vom Gemeindeverband 
entsendet werden; 

g) ein Mitglied, das von der Landesregierung aus 
dem Pflegebereich entsendet wird; 

h) der Patientenanwalt oder die Patientenanwältin. 
(3) Für das Land sind folgende Mitglieder ver-

treten: 
a) das für das Krankenanstaltenrecht zuständige 

Mitglied der Landesregierung; 
b) vier von der Landesregierung entsandte Mitglie-

der. 
(4) Für die Träger der Sozialversicherung sind 

folgende Mitglieder vertreten: 
a) vier von der Vorarlberger Gebietskrankenkasse 

entsandte Mitglieder; 
b) ein Mitglied, das von der Sozialversicherungs-

anstalt der gewerblichen Wirtschaft, der So-
zialversicherungsanstalt der Bauern, der Versi-
cherungsanstalt für Eisenbahn und Bergbau und 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bedienste-
ter gemeinsam entsendet wird. 
(5) Der Gemeindeverband hat eines seiner Mit-

glieder im Einvernehmen mit einem Rechtsträger 
einer Fondskrankenanstalt zu entsenden. 

(6) Die Gesundheitsplattform kann die Aufnah-
me von bis zu drei weiteren Mitgliedern beschlie-
ßen. 

 
§ 11 

Ersatzmitglieder der Gesundheitsplattform 

(1) Für jedes Mitglied, mit Ausnahme des Mit-
glieds der Landesregierung und des Patientenanwal-
tes oder der Patientenanwältin, ist für den Fall der 
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Befangenheit oder Verhinderung ein Ersatzmitglied 
namhaft zu machen. Für das vom Bund entsandte 
Mitglied können insgesamt drei Ersatzmitglieder 
namhaft gemacht werden; dasselbe gilt für das von 
der Ärztekammer entsandte Mitglied. 

(2) Die Vertretung des Mitgliedes der Landesre-
gierung richtet sich – vorbehaltlich des § 17 Abs. 5 – 
nach der Geschäftsverteilung der Landesregierung. 

(3) Der Patientenanwalt oder die Patienten-
anwältin kann sich im Fall der Verhinderung oder 
Befangenheit von einer rechtskundigen Person, die 
in der Patientenanwaltschaft mitarbeitet, oder von 
einer leitenden Person einer Informations- und Be-
schwerdestelle (§ 3 des Patienten- und Klienten-
schutzgesetzes) vertreten lassen. 

(4) Für Ersatzmitglieder gelten die Bestimmun-
gen für Mitglieder sinngemäß. 

 
§ 12 

Dauer und Ende der Mitgliedschaft  
in der Gesundheitsplattform 

(1) Die Mitglieder, mit Ausnahme des Mitglieds 
der Landesregierung und des Patientenanwaltes 
oder der Patientenanwältin, sind auf unbestimmte 
Zeit zu entsenden.  

(2) Die Mitgliedschaft endet durch Verzicht, Tod, 
Abberufung durch den zur Entsendung berechtig-
ten Rechtsträger oder – im Falle eines Mitgliedes, 
das durch einen Beschluss der Gesundheitsplatt-
form aufgenommen worden ist (§ 10 Abs. 6) – durch 
einen entsprechenden Beschluss der Gesundheits-
plattform. 

 
§ 13 

Stimmrechte der Mitglieder der  
Gesundheitsplattform 

Jedes Mitglied der Gesundheitsplattform hat 
eine Stimme. Kein Stimmrecht haben jedoch das 
vom Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger entsandte Mitglied sowie jene Mit-
glieder, die durch einen Beschluss der Gesundheits-
plattform gemäß § 10 Abs. 6 aufgenommen worden 
sind. 

 
§ 14 

Aufgaben der Gesundheitsplattform 

(1) Der Gesundheitsplattform obliegt die Be-
schlussfassung zur Wahrnehmung der Aufgaben 
nach § 4 (Angelegenheiten als Fonds) und § 5 (all-
gemeine gesundheitspolitische Angelegenheiten). 

(2) Die Gesundheitsplattform muss einen Teil 
des Betrages, der gemäß § 4 lit. d für Struktur-
reformen für krankenhausentlastende Maßnahmen 
festgesetzt wird, in den Jahren 2013 bis 2022 im 
Voranschlag gesondert ausweisen; dieser Teilbe-
trag beläuft sich auf jenen Anteil an 15 Millionen 
Euro, welcher der Volkszahl des Landes entspricht. 

Bei der Verwendung dieses Betrages ist der § 48 
(Festsetzung und Gewährung der Mittel für Pla-
nungen und Strukturreformen) zu beachten. 

(3) In der Gesundheitsplattform erfolgen Infor-
mationen und Konsultationen zu folgenden Punkten: 
a) Ressourcenplanung im Pflegebereich; 
b) Bericht über Festlegungen der Landes-Zielsteue-

rungskommission. 
(4) Die Gesundheitsplattform kann einzelne Auf-

gaben an die Landes-Zielsteuerungskommission über-
tragen. 

 
§ 15 

Beschlussfähigkeit in der  
Gesundheitsplattform 

(1) Die Gesundheitsplattform ist beschlussfähig, 
wenn die Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen 
wurden und mindestens die Hälfte der stimmberech-
tigten Mitglieder anwesend ist. 

(2) Wenn Rechtsträger von ihrem Recht zur Ent-
sendung von Mitgliedern keinen Gebrauch machen, 
bleiben diese bei der Feststellung der Beschluss-
fähigkeit außer Betracht. 

 
§ 16 

Beschlussfassung in der  
Gesundheitsplattform 

Ein Beschluss kommt wie folgt zustande: 
a) in den Angelegenheiten als Fonds (§ 4), vorbe-

haltlich der lit. b: Zustimmung der Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder gemäß § 10 Abs. 2 lit. a 
(Mitglieder für das Land); 

b) bei der Vergabe des Teilbetrages, der im Vor-
anschlag gemäß § 14 Abs. 2 gesondert ausge-
wiesen ist: Zustimmung der Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder sowohl gemäß § 10 Abs. 2 
lit. a (Mitglieder für das Land) als auch gemäß 
§ 10 Abs. 2 lit. b (Mitglieder für die Träger der 
Sozialversicherung); 

c) in allgemeinen gesundheitspolitischen Belan-
gen (§ 5): Zustimmung 
1. der Mehrheit aller anwesenden stimmberech-

tigten Mitglieder und 
2. einer Dreiviertelmehrheit der anwesenden 

Mitglieder gemäß § 10 Abs. 2 lit. a bis c 
(Mitglieder für das Land und für die Träger 
der Sozialversicherung sowie das vom Bund 
entsandte Mitglied); 

d) bei Erlassung oder Änderung der Geschäftsord-
nung (§ 18) sowie bei der Aufnahme weiterer 
Mitglieder oder deren Abberufung (§ 10 Abs. 6): 
Zustimmung von Dreiviertel der anwesenden 
stimmberechtigten Mitgliedern; 

e) bei der Übertragung einzelner Aufgaben an die 
Landes-Zielsteuerungskommission (§ 14 Abs. 4): 
Zustimmung der Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder sowohl gemäß § 10 Abs. 2 lit. a (Mitglie-
der für das Land) als auch gemäß § 10 Abs. 2 
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lit. b (Mitglieder für die Träger der Sozialversi-
cherung); 

f) in sonstigen Angelegenheiten: Zustimmung der 
einfachen Mehrheit der anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder. 
 

§ 17 
Vorsitz der Gesundheitsplattform 

(1) Den Vorsitz in der Gesundheitsplattform 
führt das für das Krankenanstaltenrecht zuständige 
Mitglied der Landesregierung. 

(2) Der vorsitzenden Person obliegt: 
a) die Einberufung zu und die Leitung von Sitzun-

gen der Gesundheitsplattform; 
b) die Vertretung des Landesgesundheitsfonds nach 

außen; 
c) die Wahrnehmung der Aufgaben, die mit der 

Geschäftsordnung übertragen wurden; 
d) die sonstigen Aufgaben des Landesgesundheits-

fonds, die nicht anderen Organen zugewiesen 
sind. 
(3) Die vorsitzende Person hat die Gesundheits-

plattform nach Bedarf einzuberufen. Eine Einberu-
fung hat auch binnen vier Wochen zu erfolgen, wenn 
dies mindestens vier Mitglieder der Gesundheits-
plattform unter gleichzeitiger Angabe des Grundes 
verlangen. 

(4) Kann in den Angelegenheiten als Fonds (§ 4) 
in dringenden Fällen ein notwendiger Beschluss 
der Gesundheitsplattform nicht ohne Nachteil für 
die Sache oder ohne Gefahr eines Schadens für den 
Landesgesundheitsfonds abgewartet werden, so ist 
die vorsitzende Person berechtigt, namens des Lan-
desgesundheitsfonds tätig zu werden. Solche Ver-
fügungen sind unter ausdrücklicher Berufung auf 
diese Bestimmung zu treffen und in der nächstfol-
genden Sitzung der Gesundheitsplattform unter 
einem eigenen Tagesordnungspunkt zur Kenntnis 
zu bringen. 

(5) Der Obmann oder die Obfrau der Gebiets-
krankenkasse vertritt die vorsitzende Person im 
Falle der Verhinderung oder Befangenheit bei der 
Leitung der Sitzungen der Gesundheitsplattform. 

(6) Die vorsitzende Person und der Obmann 
oder die Obfrau der Gebietskrankenkasse müssen 
gemeinsam die Tagesordnung für die Sitzungen der 
Gesundheitsplattform erstellen; dabei sind die An-
gelegenheiten einem Bereich gemäß § 16 (Beschluss-
fassung in der Gesundheitsplattform) zuzuordnen. 
Wenn über die Aufnahme eines Tagesordnungs-
punktes keine Einigung zustande kommt, dann ent-
scheidet darüber die Gesundheitsplattform. 

 
§ 18 

Geschäftsordnung der Gesundheitsplattform 

(1) Die Gesundheitsplattform hat sich eine Ge-
schäftsordnung zu geben. Die Geschäftsordnung 
hat insbesondere nähere Bestimmungen zu enthal-

ten über: die Einberufung der Sitzungen, das An-
tragsrecht, die Abstimmung sowie die Geschäfts-
behandlung. Die Geschäftsordnung ist im Amts-
blatt für das Land Vorarlberg kundzumachen. 

(2) In der Geschäftsordnung ist vorzusehen,  
a) dass die Einberufung der Mitglieder zu einer 

Sitzung der Gesundheitsplattform unter An-
schluss der Tagesordnung und der erforderli-
chen Unterlagen innerhalb angemessener Frist 
vor der Sitzung nachweislich zu erfolgen hat; 

b) dass jedes Mitglied ein Antragsrecht hat und An-
träge auf Aufnahme eines Tagesordnungspunk-
tes für Sitzungen der Gesundheitsplattform unter 
Anschluss geeigneter schriftlicher Unterlagen 
bei der vorsitzenden Person einzubringen sind; 

c) dass Protokolleinwände binnen vier Wochen ab 
Eingang bei den Mitgliedern und den bei der 
betreffenden Sitzung anwesenden Ersatzmit-
gliedern abgegeben werden können; 

d) wie die Aufgaben nach § 29 lit. b (Durchfüh-
rung der Beschlüsse der Gesundheitsplattform 
in den Angelegenheiten des Landesgesund-
heitsfonds als Fonds) auf die beiden Geschäfts-
führer oder Geschäftsführerinnen aufzuteilen 
sind, wenn der Landesgesundheitsfonds zwei 
Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen hat; 

e) dass ein Ausschuss zur Wahrnehmung der Auf-
gabe nach § 52b Abs. 2 des Ärztegesetzes ein-
gerichtet wird. 
(3) In der Geschäftsordnung können weiters 

a) näher bestimmte laufende Aufgaben der Gesund-
heitsplattform aus dem Bereich der Angelegen-
heiten des Landesgesundheitsfonds als Fonds 
(§ 4) der Geschäftsführung oder jener Person 
übertragen werden, die den Vorsitz in der Ge-
sundheitsplattform führt, wobei im Fall von 
zwei Geschäftsführern oder Geschäftsführerin-
nen auch festzulegen ist, wie die übertragenen 
Aufgaben auf diese aufgeteilt werden, sowie 

b) die Zulässigkeit von Umlaufbeschlüssen und die 
nähere Vorgangsweise dazu festgelegt werden. 
 

3. Unterabschnitt 
Landes-Zielsteuerungskommission 

 
§ 19 

Mitglieder der Landes-
Zielsteuerungskommission 

(1) Die Landes-Zielsteuerungskommission be-
steht aus elf Mitgliedern. 

(2) Der Landes-Zielsteuerungskommission ge-
hören an: 
a) die Mitglieder der Kurie des Landes; 
b) die Mitglieder der Kurie der Sozialversicherung;  
c) ein vom Bund entsandtes Mitglied. 

(3) Der Kurie des Landes gehören an:  
a) das für das Krankenanstaltenrecht zuständige 

Mitglied der Landesregierung; 
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b) das für Gesellschaft, Soziales und Integration 

zuständige Mitglied der Landesregierung; 
c) ein von der Landesregierung nach Einholung 

eines Vorschlages des Gemeindeverbandes be-
stelltes Mitglied; 

d) der Landessanitätsdirektor oder die Landessani-
tätsdirektorin; sowie 

e) ein Experte oder eine Expertin auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens, der oder die von der 
Landesregierung entsendet wird. 
(4) Der Kurie der Sozialversicherung gehören 

an: 
a) vier von der Gebietskrankenkasse entsandte Mit-

glieder sowie 
b) ein Mitglied, das von der Sozialversicherungs-

anstalt der gewerblichen Wirtschaft, der Sozial-
versicherungsanstalt der Bauern, der Versiche-
rungsanstalt für Eisenbahn und Bergbau und 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bedienste-
ter gemeinsam entsendet wird. 
(5) Die Mitgliedschaft endet durch Verzicht, 

Tod oder durch Abberufung durch den zur Entsen-
dung berechtigten Rechtsträger. 

 
§ 20 

Ersatzmitglieder der Landes-
Zielsteuerungskommission 

(1) Für jedes Mitglied, mit Ausnahme der Mit-
glieder der Landesregierung, ist für den Fall der 
Befangenheit oder Verhinderung ein Ersatzmit-
glied namhaft zu machen. Für das vom Bund ent-
sandte Mitglied können insgesamt drei Ersatzmit-
glieder namhaft gemacht werden. 

(2) Die Vertretung der Mitglieder der Landes-
regierung richtet sich nach der Geschäftsverteilung 
der Landesregierung. 

(3) Für Ersatzmitglieder gelten die Bestimmun-
gen für Mitglieder sinngemäß. 

 
§ 21 

Beschlussfähigkeit der Landes-
Zielsteuerungskommission 

Die Landes-Zielsteuerungskommission ist be-
schlussfähig, wenn die Mitglieder ordnungsgemäß 
eingeladen wurden und zumindest drei Mitglieder 
der Kurie des Landes und drei Mitglieder der Kurie 
der Sozialversicherung anwesend sind; darunter 
müssen sich auch jene Mitglieder befinden, die für 
die jeweilige Kurie die Stimme abgeben können. 

 
§ 22 

Stimmrechte und Beschlüsse in der  
Landes-Zielsteuerungskommission 

(1) Jede Kurie hat eine Stimme. 
(2) Für die Kurie des Landes gibt das für das 

Krankenanstaltenrecht zuständige Mitglied der 
Landesregierung die Stimme ab. 

(3) Für die Kurie der Sozialversicherung gibt 
jenes Mitglied die Stimme ab, das nach den bun-
desgesetzlichen Vorschriften dafür zuständig ist. 

(4) Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der 
Kurie des Landes und der Kurie der Sozialversi-
cherung. 

 
§ 23 

Willensbildung in den Kurien 

(1) Die Stimme der Kurie des Landes bestimmt 
sich nach der Mehrheit der Stimmen der anwesen-
den Kurienmitglieder. 

(2) Die Willensbildung in der Kurie der Sozial-
versicherung richtet sich nach den bundesgesetz-
lichen Vorschriften. 

(3) Die Abstimmungen in den Kurien haben ge-
trennt voneinander zu erfolgen. 

 
§ 24 

Vorsitz der Landes-Zielsteuerungs- 
kommission 

(1) Den Vorsitz in der Landes-Zielsteuerungs-
kommission führen das für das Krankenanstalten-
recht zuständige Mitglied der Landesregierung und 
der Obmann oder die Obfrau der Gebietskranken-
kasse gemeinsam. 

(2) Den vorsitzenden Personen obliegt es ge-
meinsam, zu den Sitzungen einzuladen, die Tages-
ordnung festzulegen und die Sitzungen vorzuberei-
ten. 

 
§ 25 

Geschäftsordnung der Landes-
Zielsteuerungskommission 

Die Landes-Zielsteuerungskommission hat sich 
eine Geschäftsordnung zu geben. Dabei ist der § 18 
(Geschäftsordnung der Gesundheitsplattform) sinn-
gemäß anzuwenden, wobei es möglich ist, bestimm-
te laufende Aufgaben der Geschäftsführung zuzu-
weisen. Im Fall von zwei Geschäftsführern oder 
Geschäftsführerinnen ist auch festzulegen, wie die 
übertragenen Aufgaben auf diese aufgeteilt wer-
den. 

 
§ 26 

Koordinatoren 

(1) Die Landes-Zielsteuerungskommission hat 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben zwei gleichbe-
rechtigte Koordinatoren.  

(2) Die Landesregierung muss einen Koordina-
tor oder eine Koordinatorin namhaft machen. Der 
andere Koordinator oder die andere Koordinatorin 
wird von der gesetzlichen Krankenversicherung 
entsprechend den bundesrechtlichen Vorschriften 
namhaft gemacht. 

(3) Der von der Landesregierung namhaft ge-
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machte Koordinator oder die Koordinatorin ist dem 
für das Krankenanstaltenrecht zuständigen Mit-
glied der Landesregierung verantwortlich. Der an-
dere Koordinator oder die andere Koordinatorin ist 
entsprechend den bundesrechtlichen Vorschriften 
dem Obmann oder der Obfrau der Gebietskranken-
kasse verantwortlich. 

 
§ 27 

Aufgaben der Landes-
Zielsteuerungskommission 

(1) Der Landes-Zielsteuerungskommission ob-
liegt die Beschlussfassung in den Angelegenheiten, 
die im § 6 (Aufgaben in den Angelegenheiten der 
Zielsteuerung) angeführt sind. 

(2) In der Landes-Zielsteuerungskommission er-
folgt eine wechselseitige und rechtzeitige Informa-
tion und Konsultation über Festlegungen zu wesent-
lichen operativen und finanziellen Angelegenheiten 
der Leistungserbringung im Gesundheitswesen von 
Land und Sozialversicherung. 

 
4. Unterabschnitt 
Geschäftsführung 

 
§ 28 

Geschäftsführer oder Geschäftsführerin 

(1) Die Landesregierung bestellt einen Geschäfts-
führer oder eine Geschäftsführerin. Er oder sie muss 
der für das Krankenanstaltenrecht zuständigen Ab-
teilung im Amt der Landesregierung angehören. 

(2) Die Landesregierung kann einen weiteren 
Geschäftsführer oder eine weitere Geschäftsführe-
rin ernennen. Vor der Bestellung ist die Gebiets-
krankenkasse anzuhören. 

(3) Zur Unterstützung der Geschäftsführung 
(Abs. 1 und 2) wird beim Amt der Landesregierung 
eine Geschäftsstelle des Landesgesundheitsfonds 
eingerichtet. 

(4) Der Landesgesundheitsfonds hat dem Land 
die Kosten zu ersetzen, die bei sparsamer, wirt-
schaftlicher und zweckmäßiger Erfüllung der Auf-
gaben der Geschäftsführung und der Geschäftsstel-
le erwachsen. 

(5) Die Landesregierung kann einen Geschäfts-
führer oder eine Geschäftsführerin jederzeit abbe-
rufen. 

 
§ 29 

Aufgaben 

Der Geschäftsführung obliegt 
a) die Wahrnehmung der in den Geschäftsordnun-

gen zugewiesenen laufenden Geschäfte des Lan-
desgesundheitsfonds sowie 

b) die Durchführung der Beschlüsse der Gesund-
heitsplattform in den Angelegenheiten des Lan-
desgesundheitsfonds als Fonds (§ 4). 

3. Abschnitt 
Zielsteuerung-Gesundheit 

 
1. Unterabschnitt 

Landes-Zielsteuerungsverträge 
 

§ 30 
Abschluss eines Landes-Zielsteuerungs- 

vertrages 

(1) Die Landes-Zielsteuerungskommission emp-
fiehlt den Vertragsparteien (Abs. 2) den Abschluss 
eines Landes-Zielsteuerungsvertrages. 

(2) Das Land hat mit der Gebietskrankenkasse, 
der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, der 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft, der Sozialversicherungsanstalt der Bauern 
und der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und 
Bergbau einen Landes-Zielsteuerungsvertrag abzu-
schließen. 

(3) Wenn nicht alle im Abs. 2 genannten Versi-
cherungsanstalten den Vertrag abschließen, dann 
kommt der Vertrag mit den übrigen Versicherungs-
anstalten zustande, wenn die Bundes-Zielsteuerungs-
kommission die Zielerreichung nicht gefährdet sieht 
und kein Veto einlegt. 

(4) Das Land muss den Landes-Zielsteuerungs-
vertrag binnen 14 Tagen nach Unterfertigung durch 
die Vertragsparteien an die Bundes-Zielsteuerungs-
kommission und an die Landes-Zielsteuerungskom-
mission übermitteln. 

(5) Der Zielsteuerungsprozess im Rahmen der 
Zielsteuerung-Gesundheit hat nach wissenschaft-
lich etablierten Grundsätzen zu erfolgen. 

 
§ 31 

Dauer eines Landes-Zielsteuerungsvertrages 

(1) Der Landes-Zielsteuerungsvertrag wird für 
vier Jahre abgeschlossen. 

(2) Neue Verträge und Änderungen eines beste-
henden Vertrages haben bis spätestens 30. Novem-
ber des Jahres vorzuliegen, das dem Jahr vorangeht, 
ab dem sie relevant werden. 

 
§ 32 

Inhalt des Landes-Zielsteuerungsvertrages 

(1) Der Landes-Zielsteuerungsvertrag muss aus-
gehend vom regionalen Bedarf insbesondere die 
Vorgaben aus dem Bundes-Zielsteuerungsvertrag 
in den Steuerungsbereichen „Ergebnisorientierung“, 
„Versorgungsstrukturen“, „Versorgungsprozesse“ 
und „Finanzziele“ näher konkretisieren und die ent-
sprechenden Maßnahmen zur Umsetzung beinhalten. 

(2) Der Landes-Zielsteuerungsvertrag darf dem 
Bundes-Zielsteuerungsvertrag nicht widersprechen. 

(3) Die Festlegung von Zielen hat so zu erfol-
gen, dass ein laufendes Monitoring klar festgeleg-
ter Messgrößen und Zielwerte möglich ist. Dabei 
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ist die Anwendung eines einheitlichen Bewertungs-
schemas zur Beurteilung des Zielerreichungsgrades 
sicherzustellen. 

 
§ 33 

Steuerungsbereich Ergebnisorientierung 

(1) In den Landes-Zielsteuerungsverträgen müs-
sen regionale Gesundheits- und Versorgungsziele 
festgelegt werden. 

(2) Wenn und soweit es im Bundes-Zielsteue-
rungsvertrag Vorgaben für wirkungsorientierte Ge-
sundheitsziele und ergebnisorientierte Versorgungs-
ziele gibt, dann müssen die regionalen Gesundheits- 
und Versorgungsziele so festgelegt werden, dass 
diese Vorgaben erreicht werden können. 

 
§ 34 

Steuerungsbereich Versorgungsstrukturen 

(1) Der Landes-Zielsteuerungsvertrag hat die 
Vorgaben aus dem Bundes-Zielsteuerungsvertrag 
im Steuerungsbereich „Versorgungsstrukturen“ aus-
gehend vom regionalen Bedarf zu konkretisieren 
und Zielwerte für die jeweilige Betrachtungsperio-
de festzulegen.  

(2) Zudem sind im Landes-Zielsteuerungsver-
trag Festlegungen über die maßnahmenbezogene 
Umsetzung sowohl in qualitativer als auch in quan-
titativer Hinsicht zu treffen, wobei insbesondere 
folgende Maßnahmen hinsichtlich Versorgungs-
strukturen, die wesentliche Auswirkungen auf die 
Leistungserbringung im jeweils anderen Sektor be-
wirken, zu berücksichtigen sind: 
a) Kapazitätsanpassungen in Akutkrankenanstal-

ten, insbesondere durch Festlegen struktureller 
Maßnahmen wie die Umwandlung in (dislozier-
te) Wochen- bzw. Tageskliniken und Basis-
Krankenanstalten oder die Schaffung von Kran-
kenanstaltennetzwerken und Krankenanstalten 
mit mehreren Standorten (einschließlich Fest-
legungen zum gemeinsamen Betrieb ausgewähl-
ter Funktionsbereiche); 

b) Kapazitätsanpassungen von extramuraler Leis-
tungserbringung (insbesondere interdisziplinäre 
Versorgungsmodelle wie z.B. selbstständige Am-
bulatorien, Gruppenpraxen oder neu zu etablie-
rende innovative Versorgungsformen; erweiter-
te Öffnungszeiten) unter Berücksichtigung der 
festzulegenden regionalen Versorgungsaufträge 
(vor allem bei neuen Vertragsabschlüssen); 

c) Errichtung von interdisziplinären Zentralen Auf-
nahme- und Erstversorgungseinheiten und Am-
bulanten Erstversorgungseinheiten; 

d) Planung der Spitalsambulanzen im Zusammen-
hang mit den niedergelassenen Fachärzten und 
Fachärztinnen; 

e) Anpassung der tagesklinischen und ambulanten 
Strukturen ausgehend von den vereinbarten Ziel-
leistungsvolumina je Bereich; 

f) Festlegung der Rollenverteilung, Aufgabenge-
biete und Versorgungsaufträge pro ambulanter 
Versorgungsstufe und verbindliche sektoren-
übergreifende Angebotsplanung über die Regio-
nalen Strukturpläne Gesundheit (inkl. Rücknah-
memöglichkeit von aufrechten Bewilligungen 
bei Rückbau von parallelen Strukturen); 

g) Festlegung von „best points of service“ mittels 
regionaler Versorgungsaufträge, differenziert 
nach Versorgungsebenen, und Einführung von 
integrierten Versorgungsmodellen; 

h) Berücksichtigung der „Terminwartezeit“ und 
„Versorgungswirksamkeit“ je Leistungserbrin-
ger bei der regionalen Kapazitätsplanung im 
ambulanten Bereich (Regionaler Strukturplan 
Gesundheit). 
 

§ 35 
Steuerungsbereich Versorgungsprozesse 

Der Landes-Zielsteuerungsvertrag muss Maß-
nahmen zur Optimierung der Behandlungsprozesse 
durch verbesserte Organisations- und Kommunika-
tionsabläufe zwischen allen Leistungserbringern 
vorsehen. Als solche Maßnahmen kommen insbe-
sondere in Betracht: 
a) Implementierung von eHealth-Konzepten (elek-

tronische Gesundheitsakte, sektorenübergreifen-
de einheitliche Diagnose- und Leistungsdoku-
mentation, eMedikation u.dgl.); 

b) Implementierung von (sektorenübergreifenden) 
Leitlinien und Standards (z.B. Aufnahme- und 
Entlassungsmanagement, präoperative Diagnos-
tik) für Behandlung und Versorgung insbeson-
dere für chronische und häufige Erkrankungen; 

c) Patientensteuerung zum „best point of service“; 
d) Implementierung evidenzbasierter und qualitäts-

gesicherter Disease Management Programme 
sowie integrierter Versorgungskonzepte. 
 

2. Unterabschnitt 
Finanzzielsteuerung 

 
§ 36 

Finanzrahmenvertrag 

Der Landes-Zielsteuerungsvertrag muss einen 
Finanzrahmenvertrag beinhalten. Der Finanzrah-
menvertrag legt die Ausgabenobergrenze für die 
von den Vertragspartnern zu verantwortenden Ge-
sundheitsausgaben fest. 

 
§ 37 

Inhalt des Finanzrahmenvertrages 

Der Finanzrahmenvertrag hat für die jeweilige 
Periode der Zielsteuerung-Gesundheit jedenfalls 
folgenden Inhalt zu umfassen: 
a) Darstellung des Ausgabendämpfungspfades der 

für die Finanzzielsteuerung relevanten laufenden 
öffentlichen Gesundheitsausgaben des Landes: 
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1. der Ausgangswert für das erste Jahr der je-
weiligen Periode; 

2. die Ausgabenentwicklung in der Periode 
ohne Intervention; 

3. die jährlichen Ausgabenobergrenzen; 
4. die jährlichen und über die Periode kumu-

lierten Ausgabendämpfungseffekte, die aus 
den jährlichen Ausgabenobergrenzen abzu-
leiten sind. 

b) Darstellung des Ausgabendämpfungspfades der 
für die Finanzzielsteuerung relevanten laufen-
den öffentlichen Gesundheitsausgaben der So-
zialversicherung im Land: 
1. den Ausgangswert für das erste Jahr der je-

weiligen Periode; 
2. die Ausgabenentwicklung in der Periode 

ohne Intervention; 
3. die jährlichen Ausgabenobergrenzen der So-

zialversicherung; 
4. die jährlichen und über die Periode kumu-

lierten Ausgabendämpfungseffekte, die aus 
den jährlichen Ausgabenobergrenzen der 
Sozialversicherung abzuleiten sind. 

c) Darstellung des zusammengeführten Ausgaben-
dämpfungspfades gemäß lit. a und b für die Lan-
desebene; 

d) Investitionen getrennt nach Land und Sozial-
versicherung; 

e) Darstellung der Ausgaben beider Sektoren nach 
einer funktionalen Gliederung aufgrund einer 
bundeseinheitlichen Berichtsvorlage: Für den 
extramuralen Bereich ist eine differenzierte Dar-
stellung der Ausgaben entsprechend der bishe-
rigen funktionalen Gliederung vorzunehmen; 
für den intramuralen Bereich ist jedenfalls eine 
differenzierte Darstellung der wesentlichen Fi-
nanzierungspositionen der Landesgesundheits-
fonds sowie der Länder und Gemeinden vorzu-
nehmen; darüber hinaus ist für den intramura-
len Bereich ausgehend von den Voranschlägen 
und Rechnungsabschlüssen der Krankenanstal-
tenträger und ausgehend von den bundesweit 
einheitlichen Datengrundlagen zur Kranken-
anstalten-Kostenrechnung eine nach materiellen 
und funktionellen Gesichtspunkten differenzier-
te, aus diesen Rechenwerken ableitbare Ausga-
ben- bzw. Kostendarstellung (Ausgaben/Kosten 
für Personal, für medizinische und nichtmedizi-
nische Ge- und Verbrauchsgüter einschließlich 
einer gesonderten Darstellung der Heilmittel, 
für den Bezug von medizinischen und nichtme-
dizinischen Fremdleistungen und für Investitio-
nen) zu definieren und zu ergänzen; eine diffe-
renzierte Darstellung nach Funktions- und Fach-
bereichen ist anzustreben. 

f) Darstellung der in den Landes-Zielsteuerungs-
verträgen vereinbarten Maßnahmen in finanziel-
ler Hinsicht wie folgt: 
1. Gesamtbewertung der dargestellten Maßnah-

men in den Steuerungsbereichen „Ergebnis-
orientierung“, „Versorgungsstrukturen“ und 
„Versorgungsprozesse“; 

2. deren Auswirkung auf den intra- und extra-
muralen Bereich; 

g) verbindliche Regelungen für sektorenübergrei-
fende Finanzierungen und Verrechnungen von 
durch die Zielsteuerung-Gesundheit veranlass-
ten Leistungsverschiebungen bzw. von neu eta-
blierten Versorgungsformen. 
 

§ 38 
Virtuelles Budget 

Das Land muss gemeinsam mit den Vertrags-
partnern des Landes-Zielsteuerungsvertrages im 
Rahmen eines virtuellen Budgets die gemeinsame 
Finanzverantwortung wahrnehmen, die sich auf die 
Finanzrahmenverträge bezieht und die vereinbarten 
Ausgabenobergrenzen und Ausgabendämpfungs-
effekte sowie ein zur Erreichung dieser Ziele ge-
eignetes Maßnahmenpaket umfasst. 

 
3. Unterabschnitt 

Sanktionsmechanismus für die  
Zielsteuerung-Gesundheit 

 
§ 39 

Verstöße 

(1) Folgende Verstöße unterliegen einer Sank-
tion: 
a) Nicht-Erreichen von Zielen, die im Bundes-Ziel-

steuerungsvertrag oder im Landes-Zielsteuerungs-
vertrag festgelegt worden sind; 

b) Verstöße gegen den Landes-Zielsteuerungsver-
trag; 

c) Nicht-Zustandekommen der Landes-Zielsteue-
rungsverträge. 
(2) Die finanziellen Sanktionen für das Nicht-

erreichen von Finanzzielen richten sich ausschließ-
lich nach dem Österreichischen Stabilitätspakt 2012. 

 
§ 40 

Nicht-Erreichung von Zielen aus den  
Zielsteuerungsverträgen 

(1) Wenn die Ziele, die im Bundes-Zielsteue-
rungsvertrag oder im Landes-Zielsteuerungsvertrag 
festgelegt worden sind, nicht erreicht werden, dann 
muss die Landes-Zielsteuerungskommission der 
Bundes-Zielsteuerungskommission einen schrift-
lichen Bericht zur Genehmigung vorlegen. 

(2) Der Bericht muss spätestens acht Wochen 
nach dem Zeitpunkt vorgelegt werden, an dem 
feststeht, dass die Ziele nicht erreicht werden. 

(3) Der Bericht muss beinhalten: die Gründe, 
warum die Ziele nicht erreicht wurden, und die 
Maßnahmen, mit denen die Ziele zum ehestmög-
lichen Zeitpunkt erreicht werden können. 
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(4) Wenn die Bundes-Zielsteuerungskommis-

sion den Bericht nicht genehmigt, dann muss ein 
überarbeiteter Bericht vorgelegt werden. 

(5) Die Landes-Zielsteuerungskommission muss 
den Bericht nach Genehmigung durch die Bundes-
Zielsteuerungskommission veröffentlichen. Wenn 
der Bericht nicht genehmigt worden ist, dann muss 
er mit dem Kommentar der Bundes-Zielsteuerungs-
kommission und den Stellungnahmen der jeweils 
Betroffenen veröffentlicht werden. 

 
§ 41 

Verstöße gegen den Landes-
Zielsteuerungsvertrag 

(1) Jeder Vertragspartner des Landes-Zielsteue-
rungsvertrages kann jederzeit Vertragsverletzungen 
bei der Landes-Zielsteuerungskommission schrift-
lich anzeigen. Die Anzeige muss begründet wer-
den. 

(2) Wenn die Landes-Zielsteuerungskommis-
sion feststellt, dass gegen den Landes-Zielsteue-
rungsvertrag verstoßen wurde, dann hat sie unver-
züglich Maßnahmen zur Wiederherstellung des ver-
tragskonformen Zustandes aufzutragen. 

(3) Der Vertragspartner, der einen Verstoß an-
gezeigt hat, kann das Schlichtungsverfahren ein-
leiten, wenn die Landes-Zielsteuerungskommission 
nicht binnen zwei Monaten nach der Anzeige das 
Einvernehmen darüber herstellen kann, ob ein Ver-
stoß vorliegt oder welche Maßnahmen zur Wieder-
herstellung des vertragskonformen Zustandes auf-
getragen werden sollen. 

(4) Über das Schlichtungsverfahren entscheidet 
die beim Bundesministerium für Gesundheit einge-
richtete Schlichtungsstelle. 

(5) Sofern aus einem im Schlichtungsverfahren 
festgestellten Verstoß gegen den Landes-Zielsteue-
rungsvertrag Mehrausgaben resultieren, sind diese 
vom vertragsbrüchigen Partner zu tragen. Die da-
raus resultierenden Mehrausgaben sind den finanz-
zielsteuerungsrelevanten Ausgaben des vertrags-
brüchigen Partners zuzuschlagen. 

 
§ 42 

Nicht-Zustandekommen des Landes-
Zielsteuerungsvertrages 

(1) Die Landes-Zielsteuerungskommission kann 
beim Bund beantragen, die Frist für die Vorlage 
des Landes-Zielsteuerungsvertrages (§ 30 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 31) zu verlängern; der Antrag 
muss begründet sein. 

(2) Wenn ein Landes-Zielsteuerungsvertrag nicht 
in der eingeräumten Frist abgeschlossen wird, dann 
muss die Landes-Zielsteuerungskommission der 
Bundes-Zielsteuerungskommission einen Bericht 
vorlegen. 

(3) Aus dem Bericht muss hervorgehen, worauf 
sich die Verhandlungspartner bereits geeinigt ha-

ben und über welche Punkte keine Einigung erzielt 
werden konnte. 

 
§ 43 

Schlichtungsentscheidungen 

Entscheidungen der beim Bundesministerium für 
Gesundheit eingerichteten Schlichtungsstelle dar-
über, ob gegen den Bundes-Zielsteuerungsvertrag 
oder gegen den Landes-Zielsteuerungsvertrag ver-
stoßen wurde, müssen vom Land anerkannt werden. 

 
4. Abschnitt 

Mittel des Landesgesundheitsfonds 
 

§ 44 
Mittel 

(1) Der Landesgesundheitsfonds erhält seine 
Mittel aus 
a) Beiträgen der Bundesgesundheitsagentur; 
b) Beiträgen der Länder (Umsatzsteueranteile); 
c) Beiträgen aller österreichischen Gemeinden nach 

Maßgabe einer besonderen bundesgesetzlichen 
Regelung (Umsatzsteueranteile); 

d) Beiträgen des Hauptverbandes der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger für Rechnung 
der ihm angeschlossenen Träger der Sozialver-
sicherung; 

e) Beiträgen des Landes, der Gemeinden und der 
Rechtsträger der Fondskrankenanstalten (§ 45); 

f) zusätzlichen Mitteln, die für die Gesundheits-
reform aufgrund der Vereinbarung über den Fi-
nanzausgleich 2005 bis 2008 zur Verfügung ge-
stellt wurden; 

g) Beihilfen nach dem Gesundheits- und Sozial-
bereich-Beihilfengesetz; 

h) Kostenbeiträgen und Finanzierungsbeiträgen der 
Patienten und Patientinnen nach dem Spitalgesetz 
und nach den sozialversicherungsrechtlichen Be-
stimmungen; 

i) Erträgen aus dem Fondsvermögen; 
j) sonstigen Einnahmen. 

(2) Die Mittel nach Abs. 1 sind betragsmäßig so 
zu dotieren, dass sichergestellt ist, dass zumindest 
51 % der laufenden Kosten der Fondskranken-
anstalten (einschließlich Abschreibungen) durch 
marktmäßige Umsätze (Erlöse) finanziert werden. 

(3) Der Landesgesundheitsfonds muss zur Stär-
kung der Gesundheitsförderung und Prävention ein 
Sondervermögen ohne Rechtspersönlichkeit mit 
eigenem Verrechnungskreis einrichten. Das Son-
dervermögen trägt die Bezeichnung „Gesundheits-
förderungsfonds“. Die Dotierung des Fonds erfolgt 
durch das Land und die Träger der Sozialversiche-
rung entsprechend dem Art. 23 Abs. 2 der Verein-
barung Zielsteuerung-Gesundheit. Im Geschäfts-
jahr nicht verwendete Mittel sind im Folgejahr den 
zur Verfügung stehenden Gesundheitsförderungs-
mitteln zuzuschlagen. 
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§ 45 
Beiträge des Landes, der Gemeinden  

und der Rechtsträger 

(1) Die Rechtsträger der Fondskrankenanstalten 
haben 
a) die Beiträge des Landes und der Gemeinden 

gemäß § 2 des Spitalbeitragsgesetzes sowie 
b) einen Beitrag in jener Höhe, der sich nach Ab-

zug der Beiträge nach lit. a von der Berechnungs-
grundlage gemäß § 1 Abs. 3 des Spitalbeitrags-
gesetzes ergibt, 

nach Genehmigung des Rechnungsabschlusses durch 
die Landesregierung an den Landesgesundheitsfonds 
abzuführen, der diese Mittel nach dem im Land 
anzuwendenden leistungsorientierten Finanzierungs-
system auf die einzelnen Krankenanstalten zu ver-
teilen hat. 

(2) Die durch die Verteilung der Beiträge ge-
mäß Abs. 1 entstehenden zusätzlichen Einnahmen 
sind bei der Berechnung des Betriebsabganges nach 
dem Spitalbeitragsgesetz nicht zu berücksichtigen. 

(3) In den Richtlinien über das in Vorarlberg 
anzuwendende leistungsorientierte Krankenanstal-
tenfinanzierungssystem sowie die Abgeltung am-
bulanter Leistungen in Fondskrankenanstalten kann 
eine Aufrechnung der vierteljährlichen Vorschüsse 
des Landes und der Gemeinden an die Rechtsträger 
der Krankenanstalten in der Höhe je eines Sechs-
tels des zu erwartenden Beitrages gemäß § 3 Abs. 3 
des Spitalbeitragsgesetzes mit den Teilzahlungen 
des Landesgesundheitsfonds an die Krankenanstal-
ten vorgesehen werden. Die Aufrechnung der Vor-
schüsse ist anlässlich der Endabrechnung zu be-
rücksichtigen. 

 
§ 46 

Grundsätze über die Mittelverwendung 

(1) Finanzielle Zuwendungen werden nur nach 
Maßgabe der Richtlinien gemäß § 4 lit. a und b 
oder der Entscheidung der zuständigen Organe so-
wie der dem Landesgesundheitsfonds zur Verfü-
gung stehenden Mittel gewährt. 

(2) Die Gewährung finanzieller Zuwendungen 
darf nur nach Maßgabe des § 94 Abs. 6 des Spital-
gesetzes erfolgen. Die Gewährung kann von der 
Einhaltung näher bestimmter Auflagen und Bedin-
gungen abhängig gemacht werden. 

(3) Der Landesgesundheitsfonds ist berechtigt, 
durch eigene oder beauftragte Organe in alle für die 
Abrechnung maßgebenden Bücher und Aufzeich-
nungen (einschließlich der Krankengeschichten) der 
Empfänger von Zuwendungen Einsicht zu nehmen. 

 
§ 47 

Zustimmung zu Investitionsvorhaben  
und Investitionszuschüsse 

(1) Investitionsvorhaben betreffend bauliche 
Maßnahmen oder die Aufstellung von Großgeräten 

in Fondskrankenanstalten bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Landesgesundheitsfonds. Die Zu-
stimmung ist zu erteilen, wenn das Investitionsvor-
haben mit dem Regionalen Strukturplan Gesund-
heit für Krankenanstalten, den Strukturqualitäts-
kriterien und den Grundsätzen der Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit, insbeson-
dere unter Berücksichtigung der Folgekosten, ver-
einbar ist. 

(2) Werden die Investitionsvorhaben ohne Zu-
stimmung des Landesgesundheitsfonds durchge-
führt, so dürfen Zuschüsse für Investitionen nicht 
gewährt werden und sind die leistungsorientierten 
Zahlungen bezüglich der jeweiligen Fondskranken-
anstalt entsprechend zu kürzen. 

(3) In den Richtlinien über die Gewährung fi-
nanzieller Zuwendungen aus Fondsmitteln kann 
dazu Näheres bestimmt werden. Dabei kann auch 
festgelegt werden, für welche Investitionsvorhaben 
und bis zu welcher Höhe Investitionen keiner Zu-
stimmung bedürfen. 

 
§ 48 

Festsetzung und Gewährung der Mittel für 
Planungen und Strukturreformen 

(1) Der Landesgesundheitsfonds hat jährlich je-
weils einen Gesamtbetrag für die Finanzierung von 
Planungen im intramuralen Bereich und für Struk-
turreformen zur Entlastung der Fondskrankenanstal-
ten festzusetzen. Die beiden Beträge dürfen zusam-
men höchstens 7 % der nach § 44 Abs. 1 lit. a bis d 
zur Verfügung stehenden Mittel betragen. 

(2) Der Landesgesundheitsfonds hat die Mittel 
für Strukturreformen ausschließlich für Maßnah-
men zu verwenden, die folgende Voraussetzungen 
erfüllen: 
a) Die Maßnahmen müssen folgenden Zielen die-

nen: 
1. Abbau von Kapazitäten in den Bereichen der 

Akutversorgung von Fondskrankenanstalten; 
2. Schaffung und Ausbau alternativer Versor-

gungseinrichtungen, insbesondere Pflegebet-
ten, Hauskrankenpflege und mobile Dienste 
sowie sozialmedizinische und psychosoziale 
Betreuungseinrichtungen oder 

3. Ausbau integrierter Versorgungssysteme, ins-
besondere Sozial- und Gesundheitssprengel. 

b) Die Maßnahmen müssen von Personen oder 
Einrichtungen durchgeführt werden, deren Tä-
tigkeit nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet 
ist, davon ausgenommen sind befristete Schnitt-
stellenprojekte zwischen den verschiedenen leis-
tungsanbietenden Einrichtungen des Gesund-
heitswesens. 

c) Die Maßnahmen müssen außerhalb von Fonds-
krankenanstalten gesetzt werden oder mit Maß-
nahmen außerhalb von Fondskrankenanstalten 
zwangsläufig zusammenhängen. 



 Vorarlberger Landesgesetzblatt, Jahrgang 2013, 24. Stück, Nr. 45 223 

 
§ 49 

Mittel für Zielsteuerungsprojekte 

(1) Der Landesgesundheitsfonds kann gemein-
sam mit den Sozialversicherungsträgern Projekte 
finanzieren, die im Landes-Zielsteuerungsvertrag 
vereinbart sind. Dazu gehören insbesondere: 
a) Projekte der integrierten Versorgung, wie ins-

besondere die Versorgung von Diabetes- und 
Schlaganfallpatienten und -patientinnen, von 
Patienten und Patientinnen mit koronaren Herz-
erkrankungen oder mit nephrologischen Erkran-
kungen und die Verbesserung des Entlassungs-
managements; 

b) Projekte, die Leistungsverschiebungen zwischen 
dem intra- und extramuralen Bereich zur Folge 
haben; und 

c) Pilotprojekte zur sektorenübergreifenden Finan-
zierung des ambulanten Bereichs. 
(2) Aus den zur Verfügung stehenden Mitteln 

können auch laufende Reformpoolvorhaben verlän-
gert werden. 

 
5. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 
 

§ 50 
Handlungsform und Bindungswirkung 

(1) Der Landesgesundheitsfonds wird als Träger 
von Privatrechten tätig, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. 

(2) Durch die Beschlüsse des Landesgesund-
heitsfonds werden die gesetzlichen Zuständigkeiten 
des Bundes, des Landes, der Gemeinden (Gemein-
deverbände), der Sozialversicherungsträger sowie 
der weiteren in der Gesundheitsplattform vertrete-
nen Rechtsträger nicht berührt. Das Land, die Ge-
meinden (Gemeindeverbände) sowie – nach Maß-
gabe bundesrechtlicher Vorschriften – die Sozial-
versicherungsträger haben die im Landesgesund-
heitsfonds abgestimmten Ergebnisse in ihrem Ver-
waltungshandeln und bei der Planung und Sicher-
stellung der Gesundheitsversorgung zu beachten. 

 
§ 51 

Informationspflichten 

(1) Der Landesgesundheitsfonds hat der Bun-
desgesundheitsagentur zu übermitteln: 
a) den Voranschlag und den Rechnungsabschluss 

des Landesgesundheitsfonds für das jeweilige 
Geschäftsjahr unmittelbar nach Beschlussfas-
sung in der Gesundheitsplattform; 

b) standardisierte Berichte über die Gebarung des 
Landesgesundheitsfonds auf Basis eines bun-
desweit einheitlich strukturierten Voranschlags 
und Rechnungsabschlusses und weitere wesent-
liche Eckdaten in periodischen Abständen nach 
Maßgabe der strukturellen und inhaltlichen Fest-

legungen durch die Bundesgesundheitsagentur; 
c) Diagnosen- und Leistungsberichte der Fonds-

krankenanstalten; 
d) Berichte über den Stand der Entwicklung im Zu-

sammenhang mit der Umsetzung und Weiter-
entwicklung der elektronischen Gesundheits-
akte und den Rahmenbedingungen für den Ein-
satz von Kommunikations- und Informations-
technologien; 

e) Berichte über die Erfüllung der Rahmenvorga-
ben im Zusammenhang mit dem Nahtstellen-
management. 
(2) Im Rahmen des Landes-Zielsteuerungsver-

trages hat das Land alle Vertragspartner über alle 
Maßnahmen zu informieren, die es in seinem Wir-
kungsbereich trifft oder zu treffen beabsichtigt, und 
die Auswirkungen auf die Vertragspartner haben 
könnten. 

(3) Der Landesgesundheitsfonds muss den von 
der Gesundheitsplattform beschlossenen Regiona-
len Strukturplan Gesundheit auf der Website des 
Landes veröffentlichen. 

 
§ 52 

Aufsicht über den Landes- 
gesundheitsfonds 

(1) Die Landesregierung hat das Recht, die Ge-
barung des Landesgesundheitsfonds auf ihre Wirt-
schaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
sowie auf die ziffernmäßige Richtigkeit und die 
Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschrif-
ten zu überprüfen. 

(2) Der Landesgesundheitsfonds hat der Lan-
desregierung auf Verlangen alle zur Ausübung der 
Gebarungskontrolle erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen, Bücher, Belege und sonstige Behelfe vor-
zulegen und Einschauhandlungen zu ermöglichen 
sowie ihr spätestens zwölf Monate nach Ablauf 
eines jeden Geschäftsjahres den Rechnungsabschluss 
und einen Tätigkeitsbericht vorzulegen. 

(3) Die Landesregierung hat dem Landtag jähr-
lich den Rechnungsabschluss des Landesgesund-
heitsfonds zur Kenntnis zu bringen und über die 
Tätigkeit des Landesgesundheitsfonds zu berichten. 

 
§ 53 

Schiedskommission 

(1) Beim Amt der Landesregierung wird eine 
Schiedskommission zur Entscheidung in folgenden 
Angelegenheiten eingerichtet: 
a) die Entscheidung über den Abschluss von Ver-

trägen zwischen den Trägern öffentlicher Kran-
kenanstalten, die am 31. Dezember 1996 be-
standen haben und nicht zu den Fondskranken-
anstalten gehören, und dem Hauptverband der  
österreichischen Sozialversicherungsträger; 

b) die Entscheidung über Streitigkeiten aus zwi-
schen den Rechtsträgern der Fondskranken-
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anstalten und dem Hauptverband der österrei-
chischen Sozialversicherungsträger (oder einem 
Sozialversicherungsträger) abgeschlossenen 
Verträgen einschließlich der Entscheidung über 
die aus diesen Verträgen erwachsenden An-
sprüche gegenüber einem Sozialversicherungs-
träger oder gegenüber dem Landesgesundheits-
fonds; weiters die Entscheidung über Streitig-
keiten über die aus diesem Gesetz erwachsen-
den Ansprüche eines Rechtsträgers einer Fonds-
krankenanstalt gegenüber dem Landesgesund-
heitsfonds; 

c) die Entscheidung über Streitigkeiten zwischen 
dem Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger oder einem Sozialversiche-
rungsträger und dem Landesgesundheitsfonds 
über die wechselseitigen Verpflichtungen und 
Ansprüche aus der Art. 15a B-VG Vereinba-
rung  über die Organisation und Finanzierung 
des Gesundheitswesens bzw. den dazu ergange-
nen Umsetzungsvorschriften sowie 

d) die Entscheidung über Ansprüche, die sich auf 
den Sanktionsmechanismus (§ 4 lit. g) gründen. 
(2) Die Schiedskommission besteht aus: 

a) einem Richter oder einer Richterin des Aktiv-
standes der zum Sprengel des Oberlandesgerich-
tes Innsbruck gehörenden Gerichte; diese Person 
wird vom Präsidenten oder von der Präsidentin 
des Oberlandesgerichtes Innsbruck bestellt und 
führt den Vorsitz; 

b) einem Beisitzer oder einer Beisitzerin, entsen-
det vom Hauptverband der österreichischen So-
zialversicherungsträger; 

c) einem Beisitzer oder einer Beisitzerin aus dem 
Kreis der Landesbediensteten, entsendet von 
der Landesregierung; 

d) zwei Beisitzer oder Beisitzerinnen aus dem Kreis 
der Mitglieder der Kammer der Wirtschafts-
treuhänder, je einer oder eine entsendet von der 
Landesregierung und dem Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger. 
(3) Wenn in einem Verfahren ein Rechtsträger 

einer Fondskrankenanstalt Streitpartei ist, hat nicht 
die Landesregierung, sondern der betroffene Rechts-
träger den Beisitzer oder die Beisitzerin gemäß Abs. 2 
lit. d aus dem Kreis der Mitglieder der Kammer der 
Wirtschaftstreuhänder zu entsenden. 

(4) Für jedes Mitglied nach Abs. 2 und 3 ist in 
gleicher Weise ein Ersatzmitglied zu bestellen bzw. 
zu entsenden, welches das Mitglied im Falle der 
Verhinderung oder Befangenheit vertritt. 

(5) Die Mitglieder nach Abs. 2 sind für die 
Dauer von vier Jahren zu bestellen bzw. zu entsen-
den. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so ist für 
den Rest der Amtsdauer ein neues Mitglied zu be-
stellen bzw. zu entsenden. 

(6) Die Mitglieder der Schiedskommission sind 
in Ausübung ihres Amtes an keine Weisungen ge-

bunden. Die Schiedskommission muss die Landes-
regierung auf ihr Verlangen über alle Gegenstände 
der Geschäftsführung informieren. Die Landesregie-
rung hat das Recht, die Mitglieder aus einem wich-
tigen Grund abzuberufen, z.B. wenn Umstände ein-
treten oder nachträglich bekannt werden, die eine 
Bestellung ausgeschlossen hätten. 

(7) Ein Antrag auf Entscheidung kann von jeder 
der nach Abs. 1 in Betracht kommenden Streitpar-
teien gestellt werden. Die Schiedskommission ent-
scheidet mit Bescheid. 

(8) Von der Schiedskommission durchgeführte 
mündliche Verhandlungen sind öffentlich. Die Be-
ratungen und Abstimmungen der Schiedskommis-
sion sind nicht öffentlich. Die Schiedskommission 
ist beschlussfähig, wenn die den Vorsitz führende 
Person und zwei Beisitzer oder Beisitzerinnen an-
wesend sind. 

(9) Die Beratung hat mit dem Vortrag der den 
Vorsitz führenden Person zu beginnen. Nach einer 
allfälligen Erörterung des Vortrages hat sie die er-
forderlichen Anträge zu stellen. Die Beisitzer oder 
Beisitzerinnen können Gegen- und Abänderungs-
anträge stellen. Alle Anträge sind zu begründen. 
Die Anträge sind in jener Reihenfolge, die von der 
den Vorsitz führenden Person bestimmt wird, zur 
Abstimmung zu bringen. Kein Mitglied der Schieds-
kommission darf sich der Stimme enthalten. Die 
Beisitzer oder Beisitzerinnen haben ihre Stimme in 
alphabetischer Reihenfolge, die den Vorsitz führen-
de Person hat ihre Stimme zuletzt abzugeben. Ein 
Antrag gilt als angenommen, wenn die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen auf ihn fällt. 

(10) Über die Beratung und Abstimmung ist ein 
Beratungsprotokoll zu führen. Es hat die Namen 
der Anwesenden, alle Anträge, die gestellt wurden, 
und die Beratungs- und Abstimmungsergebnisse zu 
enthalten. Wenn dem Standpunkt einer Partei nicht 
vollinhaltlich Rechnung getragen oder über Einwen-
dungen oder Anträge von Beteiligten abgesprochen 
wird, hat das Beratungsprotokoll außerdem die 
wesentlichen Punkte der Begründung der von der 
Schiedskommission angenommenen Anträge zu 
enthalten. Das Beratungsprotokoll ist von der den 
Vorsitz führenden Person zu fertigen. 

(11) Bescheide der Schiedskommission sind 
schriftlich zu erlassen. Sie haben die Namen der Mit-
glieder, welche an der Abstimmung teilgenommen 
haben, anzuführen und sind von der den Vorsitz 
führenden Person zu fertigen. 

(12) Über Beschwerden gegen Bescheide der 
Schiedskommission entscheidet das Landesverwal-
tungsgericht mit Senat. 

(13) Den Mitgliedern der Schiedskommission – 
soweit es nicht Landesbedienstete sind – gebührt 
der Ersatz der notwendigen Fahrtauslagen und eine 
Entschädigung für Zeitversäumnis, deren Höhe von 
der Landesregierung tarifmäßig festzusetzen ist. 
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§ 54 

Übergangsbestimmungen 

(1) Der Landesgesundheitsfonds ist Gesamt-
rechtsnachfolger des nach § 1 des Landesgesund-
heitsfondsgesetzes, LGBl.Nr. 7/2006 in der Fassung 
LGBl.Nr. 68/2008, eingerichteten Landesgesund-
heitsfonds. Beschlüsse dieses bisherigen Landes-
gesundheitsfonds bleiben solange anwendbar, bis 
die zuständigen Gremien des Landesgesundheits-
fonds etwas anderes beschließen. 

(2) Die nach den bisherigen Vorschriften erfolg-
te Bestellung der Mitglieder der Gesundheitsplatt-
form – mit Ausnahme des Mitgliedes, das von der 
Pensionsversicherungsanstalt und der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt gemeinsam entsendet 
wurde – bleibt solange gültig, bis die Stelle, die das 
Mitglied entsandt hat, ein anderes Mitglied entsen-
det. Die den Vorsitz führende Person erstellt die 
Tagesordnung der ersten Sitzung der Gesundheits-
plattform und hat diese einzuberufen. Erster Tages-
ordnungspunkt dieser Sitzung ist die Beschlussfas-
sung der Geschäftsordnung. 

(3) Die erste Sitzung der Landes-Zielsteuerungs-
kommission wird von den vorsitzenden Personen 
einberufen; sie haben auch die Tagesordnung zu er-
stellen. Erster Tagesordnungspunkt dieser Sitzung 
ist die Beschlussfassung der Geschäftsordnung. 

(4) Der bisherige § 21 (Schiedskommission) des 
Landesgesundheitsfondsgesetzes, LGBl.Nr. 7/2006, 
in der Fassung LGBl.Nr. 68/2008, gilt bis einschließ-
lich 31. Dezember 2013. Die am 31. Dezember 2013 
bestellten Mitglieder der Schiedskommission gel-
ten für die Dauer ihrer Bestellung als Mitglieder 
gemäß § 53. 

(5) Der Entwurf für den ersten Landes-Zielsteue-
rungsvertrag sollte tunlichst bis zum 30. September 
2013 vorliegen. Der erste Landes-Zielsteuerungsver-
trag hat auf den bereits vereinbarten Festlegungen 
des Regionalen Strukturplanes Gesundheit aufzu-
bauen und ist in weiterer Folge diesem übergeordnet. 

 
§ 55 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt – mit Ausnahme des § 53 
(Schiedskommission) – rückwirkend am 1. Jänner 
2013 in Kraft. Der § 53 tritt am 1. Jänner 2014 in 
Kraft. 

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das 
Landesgesundheitsfondsgesetz, LGBl.Nr. 7/2006, 
in der Fassung LGBl.Nr. 68/2008, außer Kraft. 

(3) Für den Fall, dass der § 53 oder einzelne 
seiner Teile nicht kundgemacht werden können, ist 
dieses Gesetz ohne diese Bestimmung oder ohne 
diese Teile kundzumachen. 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  

46. 
Gesetz 

über eine Änderung des Spitalgesetzes 

 
Der Landtag hat beschlossen: 

 
Das Spitalgesetz, LGBl.Nr. 54/2005, in der Fas-

sung LGBl.Nr. 7/2006, Nr. 67/2008, Nr. 63/2010, 
Nr. 7/2011, Nr. 27/2011, Nr. 8/2013, Nr. 14/2013 
und Nr. 44/2013, wird wie folgt geändert: 
 
1. Im Art. I § 2 Abs. 1 wird in der lit. d das Wort 

„oder“ durch einen Strichpunkt ersetzt, der 
Punkt am Ende der lit. e wird durch das Wort 
„oder“ ersetzt und es wird folgende lit. f ange-
fügt: 
„f) Bereitstellung von Organen zum Zweck der 

Transplantation.“ 
 
2. Der Art. I § 18a Abs. 1 lautet: 

„(1) Von der Bedarfsprüfung ist abzusehen, 
wenn 
a) nach dem vorgesehenen Leistungsangebot in 

der Krankenanstalt ausschließlich sozialver-
sicherungsrechtlich nicht erstattungsfähige 
Leistungen erbracht werden; dazu ist die 
Vorarlberger Gebietskrankenkasse zu hören; 
oder 

b) bereits eine Errichtungsbewilligung erteilt 
wurde und die Verlegung des Standortes in-
nerhalb desselben Einzugsgebietes erfolgt.“ 

 
3. Im Art. I § 30 Abs. 2 lit. a wird nach dem Wort 

„ausüben“ die Wortfolge „sowie sich aktiv an 
den ihren Gesundheitszustand betreffenden Ent-
scheidungsprozessen beteiligen“ eingefügt. 
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4. Dem Art. I § 31 Abs. 5 wird folgender Satz an-
gefügt:  
„Die Rechtsträger von Krankenanstalten sind 
verpflichtet, an regelmäßigen sektorenübergrei-
fenden Patientenbefragungen teilzunehmen.“ 

 
5. Dem Art. I § 51 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„(6) Ambulante Behandlungen oder Unter-
suchungen dürfen außerhalb der Krankenanstalt 
durchgeführt werden, wenn sie im öffentlichen 
Interesse, insbesondere etwa zur Sicherstellung 
der Betreuungskontinuität, erforderlich sind. 
Die geplante Durchführung ambulanter Be-
handlungen oder Untersuchungen außerhalb der 
Krankenanstalt muss der Landesregierung 
schriftlich angezeigt werden. Die Landesregie-
rung muss die Anzeige der Ärztekammer für 
Vorarlberg und der Vorarlberger Gebietskran-
kenkasse zur Stellungnahme übermitteln. Die 
Landesregierung muss die geplante Durchfüh-
rung ambulanter Behandlungen oder Untersu-
chungen außerhalb der Krankenanstalt längs-
tens binnen sechs Wochen nach Vorliegen einer 
vollständigen Anzeige mit Bescheid untersa-
gen, wenn die Voraussetzungen dafür nicht 
vorliegen. Später abgefertigte Bescheide sind 
nur unter Setzung einer Frist gemäß § 26 Abs. 5 
zulässig, wobei die Frist zumindest sechs Mo-
nate betragen muss.“ 

 
6. Im Art. I § 56 Abs. 2 lautet der Einleitungssatz: 

„Die Arzneimittelkommission hat die Beschlüsse 
der Bundes-Zielsteuerungskommission in den 
Angelegenheiten der gemeinsamen Medikamen-
tenkommission sowie folgende Grundsätze zu 
berücksichtigen:“ 

 
7. Nach dem Art. I § 64 wird folgender 4. Unter-

abschnitt eingefügt: 
 

„4. Unterabschnitt 
Besondere Bestimmungen für  

Entnahmeeinheiten und  
Transplantationszentren 

 
§ 64a 

Entnahmeeinheiten 

(1) Eine Entnahmeeinheit ist eine Kranken-
anstalt oder ein Teil einer Krankenanstalt, wel-
che die Bereitstellung von Organen im Sinne des 
Organtransplantationsgesetzes durchführt oder 
koordiniert. 

(2) Entnahmeeinheiten können sich mobiler 
Teams bedienen, welche die Entnahme von Or-
ganen in den Räumlichkeiten anderer Kranken-
anstalten durchführen oder koordinieren. 

§ 64b 
Transplantationszentren 

(1) Ein Transplantationszentrum ist eine 
Krankenanstalt oder ein Teil einer Krankenan-
stalt, die Transplantationen im Sinne des Or-
gantransplantationsgesetzes vornimmt und de-
ren Bewilligung dieses Leistungsangebot um-
fasst. 

(2) Transplantationszentren müssen sich vor 
der Durchführung von Transplantationen ver-
gewissern, dass die Bestimmungen des Organ-
transplantationsgesetzes über Organ- und Spen-
dercharakterisierung sowie Konservierung und 
Transport der entnommenen Organe eingehalten 
wurden. 

 
§ 64c 

Dokumentationspflichten 

(1) In Entnahmeeinheiten und Transplanta-
tionszentren müssen im Rahmen des Qualitäts-
systems zumindest folgende Unterlagen doku-
mentiert werden: 
a) Standardarbeitsanweisungen (Standard Ope-

rating Procedures – SOP); 
b) Leitlinien, Ausbildungs- und Referenzhand-

bücher; sowie 
c) Aufzeichnungen zur Sicherstellung der Rück-

verfolgbarkeit von Organen. 
(2) Die Dokumentation muss entsprechend 

dem Stand der Wissenschaft sicherstellen, dass 
die Transplantationskette von der Spende bis zur 
Transplantation oder Entsorgung, soweit dies in 
den Aufgabenbereich der Entnahmeeinheit oder 
des Transplantationszentrums fällt, lückenlos 
nachvollziehbar ist. Die Dokumentation muss 
mindestens 30 Jahre aufbewahrt werden.“ 

 
8. Dem Art. I § 94 Abs. 6 wird folgender Satz an-

gefügt:  
„Der § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes zur Quali-
tät von Gesundheitsleistungen ist anzuwenden.“ 

 
9. Der Art. I § 100 Abs. 3 erster Satz lautet:  

„Der Regionale Strukturplan Gesundheit ist mit 
den Planungen des Landesgesundheitsfonds so-
wie mit anderen Planungen des Landes abzu-
stimmen; er muss sich im Rahmen des Bundes-
Zielsteuerungsvertrages, des Landes-Zielsteue-
rungsvertrages und des Österreichischen Struk-
turplanes Gesundheit befinden.“ 

 
10. Im Art. I § 106 Abs. 2 lit. a wird der Ausdruck 

„§ 24 Abs. 1 lit. e“ ersetzt durch den Ausdruck 
„§ 24 Abs. 2 erster Satz oder gemäß § 51 Abs. 6 
zweiter Satz“. 
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11. Dem Art. I § 106 Abs. 2 werden folgende lit. n 

und o angefügt: 
„n) entgegen § 28a Abs. 1 keine Haftpflichtver-

sicherung abschließt oder aufrechterhält; 
o) einen Versicherungsvertrag abschließt oder 

aufrechterhält, der nicht dem § 28a Abs. 3 
entspricht.“ 

 
12. Im Art. I § 106 Abs. 3 wird der Ausdruck 

„j bis m“ ersetzt durch den Ausdruck „j bis o“. 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  

47. 
Gesetz 

über eine Änderung des Bestattungsgesetzes 

 
Der Landtag hat beschlossen:  
 
Das Bestattungsgesetz, LGBl.Nr. 58/1969, in 

der Fassung LGBl.Nr. 41/1996, Nr. 58/2001, Nr. 
43/2009, Nr. 25/2011 und Nr. 44/2013, wird wie 
folgt geändert:  

 
1. Der § 6 Abs. 2 und 3 lautet:  

„(2) Der nach § 5 Abs. 1 zuständige Bürger-
meister hat, soweit der Totenbeschauer nicht 
schon nach § 5 Abs. 2 informiert ist, unverzüg-
lich die Durchführung der Totenbeschau zu ver-
anlassen. Zuständiger Totenbeschauer ist  
a) der Gemeindearzt oder dessen Vertretung 

oder ein sonstiger von der Gemeinde dazu 
bestellter zur selbständigen Berufsausübung 
berechtigter Arzt;  

b) der Rechtsträger der öffentlichen Krankenan-
stalt, in der die betroffene Person verstorben 
ist oder in die die Leiche mangels Verfügbar-
keit eines Gemeindearztes oder eines Arztes 
gemäß lit. a verbracht wurde, sofern die 
Standortgemeinde der öffentlichen Kranken-
anstalt den Rechtsträger dazu bestellt hat; der 
Rechtsträger hat sicherzustellen, dass die To-
tenbeschau von einem Arzt der Krankenan-
stalt durchgeführt wird, der nicht in einer Ab-
teilung tätig ist, in der die betroffene Person 
im Rahmen des Krankenhausaufenthaltes be-
handelt wurde oder in der sie verstorben ist.  
(3) Bis zur Durchführung der Totenbeschau 

ist die Leiche am Sterbe- oder Fundort zu be-
lassen. Vor Durchführung der Totenbeschau 
darf die Leiche vom Sterbe- oder Fundort weg-
gebracht werden, wenn  
a) der Totenbeschauer aufgrund eigener Wahr-

nehmungen oder Kenntnisse keine Zweifel 
darüber hat, dass für die Feststellung der 
Todesursache ein Verbleib am Sterbe- oder 

Fundort nicht notwendig ist und der Weg-
bringung der Leiche zustimmt;  

b) ein zur selbständigen Berufsausübung be-
rechtigter Arzt nach den Erkenntnissen der 
medizinischen Wissenschaft den Eintritt des 
Todes feststellt, aufgrund eigener Wahrneh-
mungen oder Kenntnisse keine Zweifel dar-
über hat, dass für die Feststellung der To-
desursache ein Verbleib am Sterbe- oder 
Fundort nicht notwendig ist, der Wegbrin-
gung der Leiche zustimmt und den Tod be-
scheinigt;  

c) das Wegbringen vom Sterbe- oder Fundort 
zur Wahrung schutzwürdiger Interessen, wie 
Sicherheit, Verkehr, Gesundheit oder Pietät, 
unumgänglich notwendig ist.“  

 
2. Nach dem § 6 Abs. 3 wird folgender Abs. 4 ein-

gefügt:  
„(4) In der Todesbescheinigung nach Abs. 3 

lit. b sind der Eintritt des Todes, der Sterbe- oder 
Fundort, die vermutete Todesursache und die zur 
Durchführung der Totenbeschau und Klärung der 
Todesursache erforderlichen Angaben festzustel-
len. Die Todesbescheinigung ist in zweifacher 
Form auszustellen. Eine Ausfertigung verbleibt 
beim ausstellenden Arzt, die andere Ausfertigung 
ist dem zuständigen Totenbeschauer zur Durch-
führung der Totenbeschau zu übermitteln.“  

 
3. Im § 6 werden die bisherigen Abs. 4 bis 6 als 

Abs. 5 bis 7 bezeichnet.  
 

4. Im nunmehrigen § 6 Abs. 5 wird nach dem Aus-
druck „Abs. 3“ der Ausdruck „lit. c“ eingefügt.  

 
5. Im nunmehrigen § 6 Abs. 6 wird nach dem Wort 

„Totenbeschauers“ die Wortfolge „oder des Arz-
tes nach Abs. 3 lit. b“ und nach der Wortfolge 
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„Interessen nach Abs. 3“ der Ausdruck „lit. c“ 
eingefügt.  

 
6. Im nunmehrigen § 6 Abs. 7 wird nach der 

Wortfolge „dem Totenbeschauer“ der Ausdruck 
„ , dem Arzt nach Abs. 3 lit. b“ eingefügt.  

 
7. Im § 7 Abs. 1 wird nach dem Wort „unverzüg-

lich“ der Ausdruck „ , jedenfalls spätestens 12 
Stunden“ eingefügt.  

8. Im § 10 Abs. 1 wird am Ende des zweiten Sat-
zes der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: „dem Toten-
beschauschein ist eine allfällige Todesbeschei-
nigung gemäß § 6 Abs. 3 lit. b anzuschließen.“ 

 
9. Im § 11 Abs. 1 lit. b wird nach dem Wort „für“ 

der Ausdruck „die Todesbescheinigung (§ 6 
Abs. 4),“ eingefügt. 

 

 
Die Landtagspräsidentin: 

D r .  G a b r i e l e  N u ß b a u m e r  

Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
 


